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Erstinformation

Liebe Interessentin, lieber Interessent,

1982 beschloss die Regierung Kohl neben anderen unsozialen BAf6G-Einschnitten
die Volldarlehensregelung: Studentinnen der Jahre 1983 bis 1990 bekamen ihr BAf6G
als Volldarlehen, wahrend Studentinnen seit Herbst 1990 (innerhalb der Férderungs-
héchstdauer) nur die Halfte ihres BAf6G zurlickzahlen missen und diejenigen vor dem
Herbst 1983 fast den gesamten Betrag bezuschusst erhielten.

Bei durchschnittlich 10 Semestern Studienzeit bedeutete dies bis zu 70.000 DM
BAf6G-Schulden fir mit Héchstsatz geférderte Studentinnen, von denen vielen erst mit
dem Eintreffen ihres Feststellungs- und Ruckzahlungsbescheides ins Bewusstsein ge-
riet, dass sie jahrelang inr BAf6G tatsachlich als Volldarlehen erhalten haben.

Funf Jahre nach dem Ende der Férderungshéchstdauer muss in der Regel mit der
Tilgung begonnen werden, wenn das anrechenbare Einkommen (gemafl § 21 BAf6G)
960 EUR monatlich (ggf. + Schonbetréage) Ubersteigt. Seit Oktober 2002 betragt die Min-
desthéhe der monatlichen Rickzahlungsrate 105 EUR.

Wir von der BAFOEGINI Berlin versuchen seit Februar 1992 auf diese Problematik auf-
merksam zu machen. Wir bieten Informationen fiir Betroffene und méchten fiir Offent-
lichkeit und Organisation unseres Protestes sorgen.

Dies geschieht zunachst durch die Unterstitzung des politischen und juristischen
Widerstandes gegen alle unsozialen BAf6G-Novellierungen seit Herbst 1983.

Dartber hinaus geht es uns um einen anhaltenden und wirksamen Protest gegen
unsoziale Ruckzahlungsbedingungen, die den Betroffenen, insbesondere allein erzie-
henden Darlehensnehmerinnen, kaum mehr die Sicherung eines angemessenen Le-
bensstandards ermoglichen.

Mit dieser Broschiire wollen wir dich in die Lage versetzen, deinen Arger tber die Voll-
darlehensregelung zu &uBern und eigene Rechtsanspriche gegenlber den entspre-
chenden Institutionen anzumelden.

Im Inhaltsverzeichnis sind die unterschiedlichen Themenschwerpunkte angegeben,
die sich bei unserer bisherigen Arbeit als wichtig herausgestellt haben.

Die in der Broschiire enthaltenen Informationen zum Feststellungs- und Ruck-
zahlungsbescheid ebenso wie die Informationen zu den Riickzahlungsbedingun-
gen gelten auch fir die Riuckzahlung von Betragen aus dem 50%igen Darlehens-
anteil des BAf6G, das BAf6oG-Empfangerinnen seit Herbst 1990 gewahrt bekom-
men haben.

Wir hoffen, dir mit der Broschire einen Handlungsleitfaden in die Hand zu geben,
der dir bei den vielen auftauchenden Fragen und Problemen weiterhilft.
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1. Einfuhrung

Als 1971 nach jahrzehntelangem Streit die staatliche Ausbildungsférderung (BAf6G) be-
schlossen wurde, ging es darum, sozial Schwacheren Chancengleichheit im Bildungs-
wesen zu erméglichen. Dieser Grundgedanke des ,Kernstlickes der Sozialpolitik im Bil-
dungsbereich® (Bjérn Engholm, Bundesminister fur Bildung und Wissenschaft 1981 — 82)
wurde in den folgenden Jahren schrittweise ausgehéhlt, indem immer gréBere Anteile
des BAf6G als (zinsloses) Darlehen gewahrt wurden. 1983 schlieB3lich erfolgte die Um-
stellung auf Volldarlehen — gegen den Rat beinahe aller Verbdnde, Gewerkschaften,
Schuler- und Studentenorganisationen, die vorher zu dieser Frage in einem Bundestags-
Hearing angehort wurden.

Aufgrund anhaltender Proteste, insbesondere der Kampagne ,Amnestie der BAf6G-
Schulden® der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), einem Rechtsgutach-
ten Prof. Dr. Fallers (1987), sowie dem Bericht des beim Bundesbildungsminister gebil-
deten Beirates fur Ausbildungsférderung (1989), sah sich die Bundesregierung 1990 ge-
zwungen, durch das 12. BAf6G-Anderungsgesetz die Férderung zu 50 Prozent wieder
als Zuschuss zu gewahren. Die rickwirkende Ab&nderung der Volldarlehensregelung far
davon betroffene BAf6G-Empféangerinnen erfolgte jedoch nicht; im Gegenteil wurde die
Mindesthéhe der Ruckzahlungsrate auf seinerzeit 200 DM angehoben.

Mit Volldarlehen geférderte Studentinnen waren und sind benachteiligt gegenlber
Studentinnen, die teilweise mit Zuschissen geférdert wurden und daher nur einen Tell
ihrer Férderung zuriickzahlen mussen. Jedoch war und ist nicht ersichtlich, dass die
wirtschaftliche oder studienméBige Situation von BAf6G-Empféangerinnen zwischen
1983 und 1990 eine derartige Ungleichbehandlung hatte rechtfertigen kénnen. Die Stu-
dienjahrgénge 1983 — 1990 sind somit Opfer eines willkirlichen MaBnahme-Gesetzes
geworden.

Diese nach unserer Ansicht nicht zu rechtfertigende Ungleichbehandlung hat durch Zeit-
ablauf nicht an Bedeutung verloren.

1.1 Das Volldarlehen 1983 - 1990

Bereits das vor 1983 aus haushaltspolitischen Erwagungen eingefuhrte Grunddarlehen
bezeichnete einen ersten Schritt weg vom urspriinglichen Ziel der Chancengleichheit
durch das BAf6G und war rechtlich nicht ganz unbedenklich: Wirkte das Darlehen doch
wie eine besondere Sozialabgabe, die nur vom Kreis der BAf6G-Empfangerinnen auf-
zubringen war, nicht aber generell von allen, die die gleichen staatlichen Bildungsein-
richtungen in Anspruch nahmen. Allerdings war der Anteil des Darlehens an der gesam-
ten Férderung noch so gering, dass die positiven Auswirkungen des BAf6G Uberwogen
und viele eine geringfugige Verschuldung fur ihre Ausbildung in Kauf nahmen.



Einfiihrung

Dies &nderte sich 1983 dramatisch mit der Umstellung des BAf6G auf Volldarlehen: Vie-
le Bildungswillige aus einkommensschwachen Familien wurden durch die Aussicht auf
immense Schuldenberge vom Gang an die Hochschule abgehalten. (Vgl. 13. Sozialer-
hebung des Deutschen Studentenwerkes, Bonn 1993).

Offensichtlich ging es der CDUCSUFDP-Regierung unter Helmut Kohl bei der Um-
stellung des BAf6G auf Volldarlehen darum, die Forderung nach ,Chancengleichheit flr
alle’ anderen bildungspolitischen Vorstellungen unterzuordnen. Das Fehlen von
,Sozialklauseln®, die eine besondere Behandlung im begrindeten Einzelfall ermoglicht
héatten, insbesondere fur Studentinnen, die bereits vor der Umstellung auf Volldarlehen
Leistungen nach dem BAf6G erhalten haben, macht deutlich, dass ein sozial ausgewo-
gener Ubergang von Gesetzeslage zu Gesetzeslage nicht angestrebt wurde.

Die damalige Bundesregierung begrindete die Umstellung der Férderung auf Volldarle-
hen mit der Notwendigkeit der Haushaltskonsolidierung. Obwohl die Jahre 1984 — 1990
wirtschaftlich prosperierende Jahre waren, hat die staatliche Politik es trotz der hohen
Einnahmen versdumt, die 6ffentlichen Haushalte zu konsolidieren. Ohnehin konnte bei
der Einfuhrung des Volldarlehens von einer Haushaltsentlastung keine Rede sein, denn
die ersten Ruckflisse waren friihestens nach sechs Jahren zu erwarten.

Vielmehr begann diese Bundesregierung 1982 auf breiter Linie ihre Politik der Um-
verteilung gesellschaftlichen Vermdgens (Stichwort: ,Zwei-Drittel-Gesellschaft). Das
Prinzip der Sozialisierung von Kosten bei gleichzeitiger Privatisierung von Ertragen
fihrt(e) zur Benachteiligung von vielen und Beglinstigung von wenigen.

FUr den Bildungsbereich bedeutete diese Politik konkret, dass gerade diejenigen
durch das BAf6G beschwert wurden, fir die das BAf6G urspringlich als Ausgleich wir-
ken sollte. Die Volldarlehensregelung wirkt(e) zudem wie eine Sozialstatus-Fixierung:
Die ungleichen Ausgangsvoraussetzungen bei Aufnahme des Studiums entsprechen der
ungleichen Verschuldung am Ende des Studiums.

BAf6G-Empfangerinnen, die Volldarlehen erhielten, sollen die Lasten einer verfehl-
ten Sozial- und Bildungspolitik tragen, und das ungleich héarter als andere Sozialleis-
tungsempfangerinnen.

1.2 Juristischer Protest

Wohl einige Tausend BAf6G-Empfangerinnen haben versucht, auf juristischem Weg ge-
gen die BAf6G-Volldarlehensregelung vorzugehen. Die Klégerlnnen sahen in der Voll-
darlehensregelung eine durch nichts zu rechtfertigende Ungleichbehandlung von BAf6G-
Empfangerinnen innerhalb des Zeitraumes 1983 - 1990 und mithin einen Versto3 gegen
den Gleichheitssatz des Artikel 3 Grundgesetz (GG) ebenso wie gegen das Sozial-
staatsgebot des Artikel 20 GG.

Seit Mitte der 80er Jahre erging daraufhin eine Vielzahl von fir die Betroffenen ne-
gativen gerichtlichen Entscheidungen. Insbesondere das Urteil des Oberverwaltungsge-
richtes Minster vom 11. Juni 1992 (Az 16 A 3744/91) hatte viele Leute entmutigt. Zu-
dem mehrten sich Stimmen, die unsere Anspriiche mittlerweile verjahrt sahen. Jedoch
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Juristischer Protest

standen noch immer héchstinstanzliche Entscheidungen durch das Bundesverfassungs-
gericht aus.

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hatte in einem ersten Beschluss zur BAf6G-
Volldarlehensregelung am 14.08.1996 einstimmig beschlossen, die Verfassungsbe-
schwerden einiger BAf6G-Empfangerinnen von 1983 bis 1990 gegen ihre Feststellungs-
und Rickzahlungsbescheide nicht zur Entscheidung anzunehmen (Az 1 BvR 315/95).

Bescheide des Bundesverwaltungsamtes kdnnten nicht mit der Begrindung ange-
fochten werden, dass fir 1983 bis 1990 Férderung (teilweise) als Zuschuss hétte ge-
wahrt werden mussen, da die rechtsverbindliche Regelung Uber die Forderungsart nicht
erst in dem angegriffenen Feststellungs- und Rickzahlungsbescheid des BVA getroffen
wird, sondern bereits im Bewilligungsbescheid der Amter fiir Ausbildungsférderung.

Wegen dieser seit dem oben genannten Urteil des OVG Miinster absehbaren Rechtsla-
ge hatten die GEW und wir von der BAFOEGINI seit 1992 Betroffenen empfohlen, bei
ihrem zuletzt zustandigen Amt fur Ausbildungsférderung Antrage auf ,rickwirkende Ab-
anderung von BAf6G-Bescheiden® zu stellen. GroBe Hoffnungen der Betroffenen beruh-
ten hierbei insbesondere auf einem Vorlagebeschluss des Verwaltungsgerichts Hanno-
ver vom 8. Dezember 1992, das ein entsprechendes Verfahren ausgesetzt und dem
Bundesverfassungsgericht zur Entscheidung der Frage vorgelegt hatte

»--- Ob Art. 16 Nr. 5 des Haushaltsbegleitgesetzes 1983 vom 20.12.1982 (...) verfas-
sungswidrig ist, soweit dort Paragraph 17 Abs. 2 BAf6G dahin geéndert wird, dass die
Ausbildungsférderung bei dem Besuch von Hochschulen auch hinsichtlich der zur De-
ckung der Unterkunftskosten vorgesehenen Leistungen als Darlehen gewahrt wird.“

Das Hauptargument bezog sich also darauf, dass Studentinnen, die ihr BAf6G als
Volldarlehen erhielten, wahrend ihres BAf6G-Bezuges von Leistungen nach dem Wohn-
geldgesetz ausgeschlossen waren. Die meisten von uns mussen durch die Darlehens-
rickzahlung ihren BAf6G-Anteil zu den Unterkunftskosten in voller Héhe erstatten, wah-
rend dies bei allen anderen Empfangerinnen von Wohngeld nicht der Fall ist.

Das Bundesverfassungsgericht hat nun schlie3lich im Oktober 1997 einen endgultigen
Beschluss zu Klagen gegen die BAf6G-Volldarlehensregelung 1983 - 1990 gefasst, der
am 14. Januar 1998 veréffentlicht wurde (Az 1 BvL 5/93). Die Richterlnnen des BVerfG
vertreten in ihrem Beschluss die Auffassung, dass die Volldarlehensregelung verfas-
sungsrechtlich nicht zu beanstanden ist. (Vgl. hierzu Voll Darlehen! Nr. 5.)

Laut BVerfG verstie3 auch nicht gegen den Gleichheitssatz (Art. 3 GG), dass der
Gesetzgeber zwischen 1983 und 1990 Leistungen fir die Deckung der Unterkunftskos-
ten an die Studierenden ausschlieB3lich als Darlehen gewéhrte und sie zugleich vom Be-
zug des - als Zuschuss gewéahrten - Wohngeldes ausschloss.

Sehr zum Arger der Betroffenen hat das BVerfG mit seinem Beschluss also alle vo-
rangegangenen entsprechenden Gerichtsentscheidungen endgiiltig festgeklopft. Daher
wird es auf juristischem Wege in der Sache selbst keine riickwirkende Anderung geben,
da nun alle Verfahrenswege abschlieBend ausgeschdpft sind.



Einfiihrung

1.3 Stand und Ausblick

Mit dem Inkrafttreten der 18. BAf6G-Novelle am 1. Oktober 1996 gelang Ex-Bundesbil-
dungsminister Jargen ,Zukunft’ Ruttgers (CDU) der Einstieg in ein erneutes BAf6G-Voll-
darlehen und zwar diesmal in der verschérften Form eines verzinslichen Bankdarlehens
(nach Uberschreiten der Férderungshéchstdauer) mit noch unsozialeren Riickzahlungs-
bedingungen, als sie derzeit fir uns Tilgungspflichtige nach der alten Voll- bzw. Teildar-
lehensregelung gelten.

Dabei zeigten sich erschreckende Parallelen zur Einfihrung des BAf6G-Volldarle-
hens 1983: Wiederum handelte es sich um Versté3e gegen das Prinzip des Vertrauens-
schutzes, gegen den Gleichheitsgrundsatz des Grundgesetzes sowie um eine erneute
Ungleichbehandlung von BAf6G-Empfangerinnen durch den Ausschluss vom (riick-
zahlungsfreien) Wohngeldbezug etc.

Diese Gesetzesanderung ist ein Beispiel dafiir, dass es bei unserem Protest auch
langfristig darum geht, Verschlechterungen der geltenden Riickzahlungsbedingungen
abzuwehren bzw. Verbesserungen zu erreichen. Noch immer genief3en wir Darlehens-
Ruckzahlerlnnen in vielen Rulckzahlungsbedingungen Kkeinerlei Vertrauensschutz,
zum Beispiel was die Mindesth6he der monatlichen Tilgungsraten betrifft. Letzteres zeig-
te sich erneut bei der Erhéhung der monatlichen Mindestrate auf 105 EUR zum 1. Okto-
ber 2002.

Die seit 1998 amtierende Bundesregierung mit der Bundesbildungsministerin Edelgard
Bulmahn (SPD) hatte 1999 zunéchst eine 20. BAf6G-Novelle in Kraft gesetzt. Mit dieser
Novelle beseitigten die SPD und die Grinen die eklatantesten Verschlechterungen der
noch von der Kohl-Regierung eingefiihrten 18. BAf6G-Novelle - leider mit Ausnahme der
Studienabschlussférderung als verzinsliches Bankdarlehen. AuBBerdem wurden die Frei-
betrage beim BAf6G zum 1. Oktober 1999 (erneut) um 6 % angehoben.

Zum 1. April 2001 trat das Ausbildungsférderungsreformgesetz (Af6RG) inkraft.
Hierbei handelte es sich nicht um die jahrelang angekiindigte und diskutierte echte
Strukturreform des BAf6G, wohl aber um weit reichende Anderungen innerhalb des bes-
tehenden Systems des BAfOG - auch bei den Riickzahlungsbedingungen.

Erfreulich fur die Betroffenen erhéhten sich die Freibetradge bei der Freistellung von
der Ruckzahlungsverpflichtung und dem Teilerlass wegen Kinderbetreuung so stark wie
seit 16 Jahren nicht mehr (vgl. 3.4.1 und 3.4.2). Zudem wurden eine Reihe sozialer Ver-
besserungen bei den Rilckzahlungsbedingungen vorgenommen, womit auch einige
langjéhrige Forderungen der BAFOEGINI (zum Teil sogar vollstandig) erfllt wurden.
(Vgl. hierzu Voll Darlehen! Nr. 8 und 9)

Uber Anderungen beim BAf6G und den Freibetrdgen sowie (iber konkrete Plane der am-
tierenden Bundesregierung informieren wir in der jeweils aktuellen Ausgabe unserer In-
formationsschrift Vol l Darlehen!



2. Feststellungs- und Ruickzahlungsbescheid

2.1 Das Bundesverwaltungsamt

FOr den Einzug und die Verwaltung deines BAf6G-Darlehens ist das Bundesverwal-
tungsamt (BVA) in Kéln zusténdig. Viele von uns erfuhren erstmals von der Existenz die-
ses Amtes, indem ihnen ein Bescheid Uber 50 DM zu zahlende Anschriftsermittlungs-
kosten zugegangen war. Darlehensnehmerlnnen sind namlich auch bereits in der soge-
nannten Tilgungsvorphase (den Jahren vor dem Beginn der Ruckzahlung) verpflichtet,
eben jenem Bundesverwaltungsamt jede Anderung der Anschrift und/oder des Familien-
namens mitzuteilen. Diese Mitteilungspflicht bleibt bis zur vollstandigen Tilgung des Dar-
lehens bestehen!

Vier Jahre und drei Monate nach dem Ende der FOrderungshochstdauer erhélt jedeR
von uns vom BVA ein umfangreiches Schreiben, das aus zwei rechtlich strikt voneinan-
der zu trennenden Einzelbescheiden besteht:

* Einem Feststellungsbescheid, der die Hohe der Darlehensschuld und die Férde-
rungshéchstdauer feststellt, sowie

* einem Riickzahlungsbescheid (,Tilgungsplan®).

Bei beiden Bescheiden betragt die Widerspruchsfrist einen Monat nach Bekanntgabe.
Der Feststellungsbescheid wird danach, auch fehlerhaft, unanfechtbar!

Der Feststellungsbescheid setzt zudem Ausschlussfristen in Gang: Nur innerhalb eines
Monates nach Bekanntgabe kdnnen die folgenden Antrédge auf Teilerlass nach § 18b
BAf6G gestellt werden:

* Teilerlass wegen Uberdurchschnittlicher Leistungen
e Teilerlass wegen vorzeitigem Abschluss des Studiums
e Teilerlass wg. behinderungsbedingtem Uberschreiten der Férderungshéchstdauer.

Studentinnen, die ihr Studium noch nicht abgeschlossen haben, sollten spéatestens
innerhalb der vier Wochen nach Zugang des Feststellungs- und Rickzahlungsbeschei-
des préventiv den Teilerlass fir Jahrgangsbeste beantragen. Ubrigens: Dieser Teilerlass
kann auch schon vor Erhalt des Feststellungsbescheides beantragt werden!

Eine Freistellung von der Rickzahlungsverpflichtung wegen geringen Einkommens
wie auch ein Teilerlass wegen Kinderbetreuung brauchen hingegen erst beim tatséchli-
chen Ruckzahlungsbeginn beantragt zu werden. (Vgl. 3.4 und 3.5 dieser Broschdire.)

In jedem Fall solltest du aufmerksam das Kleingedruckte auf den Ruickseiten deines
Feststellungs—/Rulckzahlungsbescheides lesen!



Feststellungs- und Riickzahlungsbescheid

Allgemein gilt fir den Umgang mit dem BVA: Es sind héchst unterschiedliche Bearbei-
tungszeiten von einigen Tagen bis zu mehreren Monaten Ublich. Wir raten dir, alle
Schreiben an das BVA per Einschreiben und Rickschein zu senden.

AuBerdem raten wir dir, immer den Poststempel der Bescheide bzw. Schreiben des
BVA aufzubewahren. Nach § 4 des Verwaltungszustellgesetzes (VwWZG) qilt ein Schrift-
stick drei Tage nach dem Absendetag als zugestellt, auBer wenn es nachweisbar ver-
spatet oder nicht zugestellt wurde. Gleiches gilt auch fir Schreiben, die du versendest.

2.2 Teilerlasse

Als sogenannte ,Soziale Vergunstigungen‘ stellen sie keinen sozialen Ausgleich dar.
Stattdessen wurde ein neuer, dem Zweck des BAf6G nicht entsprechender Rechtsge-
danke eingefuhrt. Zweck des BAf6G ist es, Mittel fur den Lebensunterhalt und die Aus-
bildung zur Verfigung zu stellen. Die Teilerlass-Regelungen machen diese Mittel teilwei-
se zu solchen eines Begabtenférderungsgesetzes. Sie rdumen dem Leistungsprinzip
wesentlich gréBere Bedeutung ein als dem Gedanken sozialer Gerechtigkeit und der
Chancengleichheit fur alle.

Die eben geubte Kritik gilt nicht fur den Teilerlass wegen einer Behinderung bzw. far
den Teilerlass wegen Kinderbetreuung. Diese beiden Regelungen sind tendenziell sozi-
ale Vergunstigungen.

2.2.1 Teilerlass fir die Jahrgangsbesten

Dieser Teilerlass ist am meisten umstritten. Die Festlegung auf 30 % der Jahrgangsbes-
ten, die den Teilerlass in Anspruch nehmen kénnen, ist willkrlich. Sie berlcksichtigt we-
der die Gegebenheiten des Studienalltags an den Hochschulen (Uberfillte Vorlesun-
gen/Seminare, fehlende Lehrmittel, Veranstaltungsausfélle etc.), noch persénliche Be-
lange der Studierenden (Krankheit, familidre Schwierigkeiten etwa durch Todesfélle, Be-
treuung von Kindern und/oder Pflegebedirftigen etc.). Es wird auch nicht berlicksichtigt,
dass viele neben dem Studium trotz BAf6G-Bezuges erwerbstatig sein mussten.
Bedenklich daran ist, dass diese Teilerlass-Regelung nur eine kleine Zahl der
BAf6G-Empféngerinnen tatsachlich beginstigt, jedoch die Mehrzahl, namlich 70 % aller
BAf6G-Empféangerinnen, die ihr Studium absolviert haben, sowie alle Studienabbreche-
rinnen von vornherein von der Teilhabe ausgrenzt und dadurch sozial benachteiligt.

Die Teilerlass-Regelung setzt zudem eine Vergleichbarkeit der Studienabschlisse vo-
raus: In der Praxis ist dies nur unzulanglich méglich (unterschiedliche Prifungsordnun-
gen, unterschiedlich lange Studienzeiten, fragwirdige Benotungen wéhrend des Studi-
ums etc.). AuBerdem werden zur Ermittlung der Jahrgangsbesten Vergleichsgruppen
gebildet, die haufig unvergleichbare Facherkombinationen zusammenfassen (z. B. Ma-
gisterstudiengénge: gleiches Hauptfach, aber verschiedene Nebenfacher). Fraglich ist,
ob Uberhaupt inhaltlich unterschiedliche Einzelprifungen miteinander verglichen werden
kénnen.
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Rechtsbehelfsverfahren

Wir verweisen darauf, dass vorsichtshalber lieber zuviel als zuwenig beziglich Teilerlas-
sen beantragt werden sollte. Zum Beispiel ist haufig nicht klar, wie die Jahrgangsbesten
fir den Teilerlass wegen Uberdurchschnittlicher Leistungen ermittelt werden. Erst im
Rechtsbehelfsverfahren (das hei3t mit einem Widerspruch) gegen den Bescheid, der
Uber den Teilerlass entscheidet, kannst du Uberprifen lassen, ob die zustandige Pri-
fungsbehdérde bei der Bildung der Rangfolge rechtmafig und fehlerfrei gehandelt hat.

2.3 Rechtsbehelfsverfahren

Wer wegen rechnerischer Fehler, sonstiger fehlerhafter Angaben im Feststellungsbe-
scheid oder z. B. aus Protest beide Bescheide anfechten mdchte, sollte wie folgt vorge-
hen: (vgl. Formschreiben A)

*  Widerspruch einlegen, FRIST BEACHTEN, Widerspruch begrinden.

Formschreiben A (Muster eines Widerspruchs gegen den Feststellungs- u. Riickzahlungsbescheid)
Bundesverwaltungsamt Datum

Postfach

50728 Koln

Riickzahlung des BAf6G-Darlehens nach Feststellungs- und Riickzahlungsbescheid
vom ......... , Geschéftszeichen: ..................

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen Ihren Bescheid vom ......... lege ich hiermit fristgeman

Widerspruch

ein und beantrage gleichzeitig,

1. den Bescheid vom ......... aufzuheben,

2. gof. Teilerlasse nach § 18b BAf6G*,

3. gof. weitere Antrage™ (c.coeevveeeevennnenn. ).

Begriindung:

Mit freundlichem Gruf3

(Unterschrift) * Unzutreffendes bitte streichen.
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Feststellungs- und Riickzahlungsbescheid

Nach deinem (fristgeméaBen) Widerspruch geht es folgendermafen weiter:
*  Widerspruch ist erfolgreich oder Widerspruch wird abgelehnt, Klagefrist wird gesetzt
* Klage einreichen, FRIST BEACHTEN, Klage begrinden

e Klage ist erfolgreich oder die Klage wird abgelehnt, Berufungsfrist wird gesetzt

Klagen bezlglich BAf6G-Darlehen sind grundsatzlich gerichtskostenfrei (§ 188 VwGO).
Bei einer Klage gegen einen ablehnenden Widerspruchsbescheid vor dem zustandigen
Verwaltungsgericht Kéln (1. Instanz) herrscht kein Anwaltszwang und auf Seiten der
Verwaltung (BVA, Amt fur Ausbildungsférderung) entstehen normalerweise keine Pro-
zesskosten, sodass du bei deiner Klage nicht mit Kosten rechnen musst.

Dies gilt allerdings nur, sofern du nicht die Dienste eineR Rechtsanwéltin in An-
spruch nimmst! Nur wenn du mit deiner Klage Erfolg hattest, wirdest du dessen bzw.
deren Gebuhren erstattet bekommen, andernfalls musstest du die Kosten selber tragen.
Die H6he der Gebuhren hangt dabei von der Héhe des strittigen Betrages ab (z. B. die
Darlehenssumme oder ein strittiger Teilerlass-Betrag).

Vor dem Oberverwaltungsgericht (2. Instanz) bzw. Bundesverwaltungsgericht (3.
Instanz) herrscht seit 1997 Anwaltszwang. Auch die Mdglichkeit, direkt gegen ein Urteil
aus der ersten Instanz in Berufung zu gehen, wurde abgeschafft. Wer sein erstinstanzli-
ches Urteil erhélt, kann innerhalb eines Monats zun&chst nur noch einen Antrag auf Zu-
lassung der Berufung durch eineN Rechtsanwaéltin oder RechtsgelehrteN einer Hoch-
schule stellen. Angesichts strenger Kriterien werden viele Antrage auf Zulassung der Be-
rufung durch das jeweilige Oberverwaltungsgericht abgewiesen.

Achtung: Alle aufgezeigten Rechtsmittel haben keine aufschiebende Wirkung, was
die Falligkeit der Tilgungsraten betrifft! AuBerdem werden (Straf-)Zinsen in Hé6he von
6 % jahrlich auf die gesamte Darlehens(rest)schuld erhoben, wenn du einen Zahlungs-
termin um mehr als 45 Tage Uberschreitest! (Vgl. 3.3 Zahlungsverzug).

Solange dir also das BVA keinen schriftlichen Bescheid darliber zugesandt hat,
dass du keine Zahlungen zu entrichten hast oder dass du Mahnungen der Bundeskasse
Dusseldorf als gegenstandslos betrachten kannst, solltest du deine Raten Uberweisen.
Du kannst vorsorglich Gberwiesene Raten gegebenenfalls zurlickfordern, wenn du dann
per Bescheid zum Beispiel von der Rickzahlung freigestellt wurdest.

Vor dem Hintergrund der auf den Seiten 6 und 7 dieser Broschiire geschilderten Ergeb-
nisse unseres bisherigen juristischen Protestes sind generelle Widerspriche und Klagen
gegen den Feststellungs- und Rickzahlungsbescheide juristisch nicht mehr unbedingt
notwendig bzw. erfolgversprechend. Aber jedeR sollte auch weiterhin prifen, ob sich
das BVA beim Erstellen der Bescheide nicht verrechnet hat, oder ob sonstige fehlerhafte
Angaben gemacht wurden.
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Zahlung unter Vorbehalt bei Volldarlehen

2.4 Zahlung unter Vorbehalt bei Volldarlehen

Wenn du ein BAf6G-Volldarlehen erhalten hast, kannst du unabhangig davon, ob dein
Feststellungs- und Rickzahlungsbescheid schon rechtskraftig geworden ist, die Rlck-
zahlung geleistet wurde oder das Ratenabstottern lauft, eine Erklarung anhand des
Formschreibens B beim BVA einreichen, wonach sémtliche bisherigen und zukunftigen
Zahlungen unter Vorbehalt geleistet wurden bzw. werden. Dies dient dem Ziel, bei ei-
ner gesetzlichen Neufassung der Volldarlehensregelung trotz inzwischen rechtskraftig
gewordener Bescheide in den Genuss dieser Neuregelung zu kommen.

Naturlich kénnen wir dir nichts versprechen. Aber auch abgesehen von mdglichen
Nachlassen auf unsere Darlehensbetrage halten wir es aus politischen Grinden fur un-
verzichtbar, dass mdglichst viele Betroffene gegeniber dem BVA erklaren, ihre Ruick-
zahlung nur unter Vorbehalt zu leisten.

Formschreiben B (Muster einer Vorbehaltserkléarung)
Bundesverwaltungsamt Datum
Postfach

50728 Kdin

Riickzahlung des BAf6G-Darlehens, Geschéftszeichen: ..............

Sehr geehrte Damen und Herren,

um Rechtsnachteile zu vermeiden habe ich aufgrund lhres o. a. Bescheides mit der Ratenzahlung
zur Ruckzahlung des BAf6G-Darlehens begonnen/hatte ich am ..... die vorzeitige Ruckzahlung des
Darlehens in der von lhnen errechneten Hohe vorgenommen'.

Hierzu erklare ich nunmehr ausdriicklich, dass die bisherige(n)/und auch die zukinftigen
Zahlung(en) unter dem Vorbehalt ergehen/ergangen ist’, dass nicht die Rechtslage vor dem Inkraft-
treten des 12. BAf6G-Anderungsgesetzes anzuwenden ist und beantrage,

die rickwirkende Umwandlung des mir gewahrten Volldarlehens in ein Teildarlehen sowie ggdf.
die Rickerstattung der entsprechenden Differenzbetrage’.

(Ggf. weitere Begriindung)

Mit freundlichen GrifRen

(Unterschrift) " Unzutreffendes bitte streichen.
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Feststellungs- und Riickzahlungsbescheid

2.5 Vorzeitige Riickzahlung?

Die durch § 6 Darlehensverordnung geschaffene Mdglichkeit, Nachlasse wegen vorzeiti-
ger Ablésung der Darlehens(rest)schuld zu gewahren, ist eine sozialpolitisch problemati-
sche Regelung. Die Rickzahlungsbereitschaft mit einem besonderen Anreiz zu férdern,
ergibt eine zusétzliche Benachteiligung fir BAf6G-Empfangerinnen, die Uber die dazu
notwendigen finanziellen Mittel nicht verfligen. Viele Betroffene sind doppelt benachtei-
ligt, wenn sie zum einen sowieso schon einen hohen Darlehensbetrag zuriickzuzahlen
haben, zum anderen jedoch einen erheblichen Schuldenerlass durch vorzeitige Rulck-
zahlung nicht fur sich in Anspruch nehmen kénnen.

Hinzu kommt, dass nicht generell der gleiche Darlehensnachlass von 50,5 % bei
vorzeitiger Rluckzahlung des Darlehens gewéhrt wird, sondern lediglich abgestaffelte
Nachlasssatze zwischen 8 % und 50,5 %. Die H6he des Nachlasses richtet sich aus-
schlieBlich nach der H6he des Abldsungsbetrages. Je geringer der Ablésungsbetrag ist,
desto geringer ist auch der Nachlass. (Die aktuelleTabelle mit den gultigen Nachlasssat-
zen findest du z. B. auf den Webseiten des BVA: http://www.bva.bund.de).

Ein Nachlass wegen vorzeitiger Ruckzahlung eines Teilbetrages des noch ausste-
henden Darlehens kommt nur far Betrdge von mindestens 2.000 EUR in Betracht.

Doch auch in den Féllen, in denen das dazu nétige Kapital vorhanden ist, empfehlen wir
die vorzeitige Rlckzahlung aus mehreren Grinden nicht.

Wer sich diesen fragwardigen finanziellen Vorteil verschaffen will, macht seinen Pro-
test dadurch nicht glaubwurdiger. AuBerdem ist es sehr unwahrscheinlich, dass die Bun-
desregierung einmal vereinnahmte Gelder wieder herausriickt (auch im Falle einer An-
derung der Gesetzeslage).

Darlber hinaus sollte immer Uberlegt werden, ob eine langfristige Geldanlage Uber
den Tilgungszeitraum lukrativer ist, als die ,Rendite’, die der Staat bei einer vorzeitigen
Ruckzahlung gewahrt. Infos hierzu veréffentlicht zum Beispiel die Stiftung Warentest.

Es gibt aus unserer Sicht keine zuverlassige Berechnungsformel, mit der sich die wirt-
schaftliche, aber auch persénliche Entwicklung der nachsten 10, 20 Jahre vorhersagen
lieBe. So erleben wir es haufig, dass Betroffene durch Krankheit, Arbeitslosigkeit oder
andere sogenannte ‘Schicksalsschldge’ in finanzielle Not geraten und dann die Summe,
die sie vorzeitig zurtickgezahlt haben (und zum Teil vorher bei Verwandten oder Banken
geliehen haben), gut gebrauchen kdnnten.

Nicht wenige Frauen werden einige Zeit oder Jahre nach lhrer vorzeitigen Rlckzah-
lung Mutter und hatten dann unter Umstanden bis zu zehn Jahre ihre Darlehensraten als
Teilerlass wegen Kinderbetreuung erlassen bekommen kénnen. (Vgl. 4.5). Dies trifft na-
tarlich auch far Véter zu.

SchlieB3lich méchten wir noch auf den wichtigen Aspekt hinweisen, dass in der Frage ei-

nes Teilerlasses wegen vorzeitiger Rickzahlung kein Grund zur Eile besteht, obwohl
der Feststellungs- und Rickzahlungsbescheid Gegenteiliges suggeriert: Denn es steht
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Darlehensriickzahlung und Steuern

dir jederzeit wahrend des gesamten Tilgungszeitraums frei, auf Antrag einen Nachlass-
wegen vorzeitiger Ablésung des (gesamten) Darlehens zu bekommen, wenn du dies
wuinscht und dazu in der Lage bist!

Es ist demnach zum Beispiel mdglich, im Extremfall 10 Jahre wegen geringen Ein-
kommens von der Rickzahlung freigestellt gewesen zu sein und dann erst das Darlehen
vorzeitig zurlckzuzahlen, um einen entsprechenden Nachlass zu erhalten.

Genausogut ist es mdglich, zunachst mit der Ratenzahlung zu beginnen, den Ver-
lauf der politischen Entwicklung um die BAf6G-Volldarlehensregelung abzuwarten und
erst im Falle einer unveranderlichen rechtlichen Lage oder wegen besonderer personli-
cher Umstande die Darlehensrestschuld vorzeitig abzulésen, um einen (allerdings gege-
benenfalls etwas geringer gewordenen) Nachlass zu bekommen.

In jedem Fall empfehlen wir dir, nach dem Eintreffen des Feststellungs- und Riickzah-
lungsbescheides gelassen zu bleiben und dich nicht durch den suggerierten Termin-
druck flr eine vorzeitige Ruckzahlung zu einer moéglicherweise Ubereilten Entscheidung
hinreiBen zu lassen.

2.6 Darlehensriickzahlung und Steuern

Da die Riickzahlung des BAf6G-Darlehens eine erhebliche Belastung ist, die das verflg-
bare Einkommen entsprechend schmaélert, und da das Darlehen ja einer Ausbildung
diente, die nach Meinung zahlreicher Richterlnnen zu Uberdurchschnittlichen Einkom-
mensaussichten fuhrte, sollte es prinzipiell méglich sein, die Jahr far Jahr erfolgenden
Ruckzahlungen auch steuerlich geltend zu machen.

Nach stéandiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes (BFH) ist dem aber nicht
so. Vielmehr wird davon ausgegangen, dass das Studium nicht zwangslaufig war, so-
dass die damit in der Vergangenheit entstandenen, durch darlehensweise Gewéahrung je-
doch in die fiskalische Gegenwart verlagerten Aufwendungen quasi nur als ,Liebhaberei®
(im steuerrechtlichen Sinne) anzusehen seien, die nicht bertcksichtigungsféhig sind.

Zuletzt hat der BFH das Verfahren Az VI R 11/97 nach Art. 1 Nr. 7 des Gesetzes zur
Entlastung des Bundesfinanzhofs durch nicht veréffentlichten (!) Beschluss fir beendet
erklart und damit die Revision gegen ein Urteil des Sachsischen Finanzgerichts vom
03.12.1996 nicht zugelassen. Nach Ansicht der Richterlnnen soll die Rickzahlung des
BAf6G-Darlehens weder als Werbungskosten noch als auBergewdhnliche Belastung
steuerlich zu berucksichtigen sein.

Uberraschenderweise ist dieser Beschluss einigen Finanzamtern noch(!) unbekannt,
sodass weiterhin versucht werden kann, die jahrliche BAf6G-Rickzahlung mit Bezug auf
0.g. Aktenzeichen steuermindernd geltend zu machen. Einige Mitstreiterinnen hatten in
der Vergangenheit dabei das Glick, dass die geltend gemachten Zahlungen ohne Vor-
behalt anerkannt wurden. Im Fall der Anerkennung unter Vorbehalt wird das Finanzamt
natirlich die darauf entfallenden Steuern nachfordern. Jedoch ergibt sich bis dahin ggf.
ein kleiner Zinsvorteil und dies stellt immerhin einen kleinen Achtungserfolg dar, oder?

Weitere Informationen hierzu in Voll Darlehen! Nr. 4, 5 und 6.
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3. Riuckzahlungsbedingungen

3.1 Ruckzahlungsbeginn

Die Ruckzahlung des BAf6G-Darlehens beginnt per Gesetz 5 Jahre nach Ende der For-
derungshéchstdauer des zuerst mit Darlehen geférderten Ausbildungsabschnittes - also
auch unabhangig davon, ob du bereits einen Feststellungs- und Rickzahlungsbescheid
erhalten hast oder nicht (etwa weil dem BVA deine aktuelle Anschrift nicht bekannt ist)!

Ein gravierender Mangel des BAf6G seit Umstellung auf Volldarlehen ist, dass der
rickzahlungsfreie Zeitraum nicht mehr mit dem Ende des Studiums beginnt, sondern mit
dem Ende der Férderungshdchstdauer. Die Férderungshdchstdauer bezieht sich jedoch
auf eine Regelstudienzeit, die von den meisten Studierenden nicht eingehalten werden
kann: So reicht die Studienzeit in der Regel weit in den riickzahlungsfreien Zeitraum von
5 Jahren hinein, der Rlckzahlungsbeginn liegt so kurz nach oder gar kurz vor dem Ende
des Studiums.

Die Problematik dieser Regelung ist seit vielen Jahren bekannt, trotzdem wurde
durch die 18. BAf6G-Novelle ab Oktober 1996 die Férderungshéchstdauer bundesein-
heitlich reduziert ohne im Gegenzug bessere Studienbedingungen zu schaffen.

3.2 Einzugsermachtigung

Die in § 11 Darlehensverordnung vorgesehene Einzugserméchtigung soll den Darle-
henseinzug vereinfachen und so verwaltungsbedingte Kosten verringern. Problematisch
ist hierbei, dass zugunsten der angestrebten Effizienz staatlichen Behérden ein Zugriffs-
recht auf fremde Einkunfte zugesprochen wird, das ihnen im Allgemeinen nicht zusteht.

Diese Regelung ist auch fragwurdig, weil bei berechtigten Rickforderungen von
Darlehensnehmerinnen Behdrden oft nicht flexibel genug reagieren, um gegebenenfalls
damit verbundenen wirtschaftlichen Schaden fir Darlehensnehmerinnen von vornherein
zu vermeiden. Daraus resultierende Regressanspriche durften sich eher schwierig
durchsetzen lassen.

Bei anderen Gesetzen wie z. B. der Klnstlersozialversicherung (KSVG) ist dieser
gesetzlich verordnete Eingriff Iangst zurickgezogen worden. Wir halten es demnach flr
angemessen, keine Einzugserméchtigung zu unterschreiben! (Ganz gleich, wie wortge-
waltig die Briefe des Bundesverwaltungsamtes auch daherkommen mdégen). Wer bereits
eine Einzugserméachtigung erteilt hat, kann diese widerrufen!

Allerdings gilt beim Ratenzahlen per Dauerauftrag bzw. Uberweisung unbedingt da-
fir Sorge zu tragen, dass die falligen Raten zum Félligkeitszeitpunkt auf dem Darlehens-
konto bei der Bundeskasse Dusseldorf eingehen, um die Folgen eines Zahlungsverzu-
ges zu vermeiden! (Vgl. 3.3).
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Zahlungsverzug

3.3 Zahlungsverzug

Generell fragwurdig ist die einsetzende horrende Verzinsung in Héhe von 6 % der ge-
samten Darlehensrestschuld bei Zahlungsverzug der félligen Rickzahlungsrate um
mehr als 45 Tage. Weder im Gesetz noch in der Darlehens-Verordnung ist sicherge-
stellt, dass Darlehensnehmerlnnen unverziglich von einem Verzug (durch eine Mah-
nung) in Kenntnis gesetzt werden, sodass Betroffene mitunter erst Monate spater von
der inzwischen entstandenen Zinsforderung erfahren, die dann sofort fallig wird und ne-
ben den ohnehin félligen Raten zu entrichten ist.

Auf ein nachgewiesenes Verschulden des/der Darlehensnehmerin kommt es beim
Verzug nicht an. So gehen etwa vom beauftragten Kreditinstitut verschuldete Verzdge-
rungen zu Lasten des/der Darlehensnehmerin!

Verzugszinsen nicht nur auf die ausstehenden Raten, sondern auf die gesamte Darle-
hensrestschuld: Eine derartige Berechnungsweise hat der Bundesgerichtshof 1984 flr
das Zivilrecht (z. B. Banken) ausdricklich fur sittenwidrig und damit fir unwirksam er-
klart (Az 1l ZR 231/82).

Hinzu kommt, dass diese Regelung aus unserer Sicht nicht mit dem Gleichheits-
grundsatz des Art 3 Grundgesetz vereinbar ist, da bei verspéateter Zahlung einer monatli-
chen Rate einE Darlehensnehmerin mit einer Darlehensrestschuld von 2.500 EUR weit-
aus besser gestellt ist als einE Darlehensnehmerln mit einer Darlehensrestschuld von
25.000 EUR, obwohl die ,Unrechtshandlung‘ (das Nichtbezahlen einer Rate) in jedem
Fall die gleiche ware.

Wie schon bei der gesetzlich vorgesehenen Einzugsermachtigung wird hier deutlich,
dass sich die Gesetzgeberlnnen von vornherein der Risiken entheben wollen, die bei der
Gewahrung von Darlehen naturgemaf bestehen.

Besonders hinweisen mdchten wir noch darauf, dass auch Zinsbescheide einen zweiten,
zusatzlichen Zinsbescheid auslésen kénnen, wenn der im ersten Bescheid genannte
Zinsbetrag 45 Tage nach seiner Falligkeit (zusatzlich zu den laufenden Raten und gege-
benenfalls weiteren Betrdgen) nicht auf dem Konto der Bundeskasse Diisseldorf einge-
gangen ist. Einige Betroffene geraten auf diese Weise in eine verhangnisvolle
,Zinsspirale‘, aus der sie nur unter gré3ten (finanziellen) Anstrengungen wieder heraus-
kommen kdnnen.

3.4 Freistellung von der Ruckzahlungsverpflichtung

Wenn dein im Sinne des BAf6G anrechenbares Einkommen derzeit weniger als
960 EUR (ggf. + Schonbetréage fur Angehdrige) betragt, kannst du auf Antrag eine Frei-
stellung von der Rickzahlungsverpflichtung nach § 18a BAf6G erreichen. Eine mdgliche
Freistellung ist ausschlieBlich von der Héhe deines Einkommens abhangig! Aus welchen
Grinden du ansonsten nur wenig Geld zur Verfigung hast, ist demnach fir die Freistel-
lung unerheblich und muss dem BVA auch nicht mitgeteilt werden.
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Riickzahlungsbedingungen

3.4.1 Der Einkommensbegriff

Was unter anrechenbarem Einkommen im Sinne des BAf6G zu verstehen ist, ergibt sich
aus dem § 21 BAfOG in Verbindung mit der BAf6G-Einkommens-Verordnung. Die Ein-
kommensermittlung bei der Darlehensriuckzahlung erfolgt nach dem gleichen Verfahren,
wie das Einkommen der Eltern wéhrend der Forderung behandelt wurde. (Grundsatz:
Darlehensrickzahlerlnnen soll es finanziell nicht besser gehen als ihren Eltern wahrend
ihrer BAf6G-Férderung.)

Dieses Verfahren ist kompliziert, teilweise undurchsichtig. Der Einkommensbegriff
des BAf6G ist nicht ganz identisch mit dem Einkommensbegriff des Einkommensteuer-
gesetzes (EStG). Wegen der Kompliziertheit der Vorschriften empfehlen wir dir drin-
gend, dich im Zweifelsfall mit den genannten Paragraphen und Verordnungen genau
auseinanderzusetzen!

Im folgenden ein grober Uberblick {iber die Ermittlung des anrechenbaren Einkommens,
der im Regelfall ausreichen durfte, um die Erfolgsaussichten deines Freistellungsantra-
ges abschatzen zu kénnen:

— Zunéchst ist die Summe der positiven Einklinfte im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 EStG
im Antragsmonat zugrundezulegen, das heif3t in der Regel bei Arbeitnehmerinnen
der Bruttolohn, vermindert um die Werbungskosten. Diesem Betrag sind gegebenen-
falls zusétzliche Sparzulagen und sonstige Einklnfte hinzuzurechnen.

Bei Selbstédndigen und Einkinften aus einem Gewerbetrieb ist der Gewinn bei der
Einkommensermittlung zugrundezulegen.

Von dem so errechneten Betrag sind nunmehr abzuziehen:

— die Sozialpauschale in H6he von 21,5 % (bei rentenversicherungspflichtigen Arbeit-
nehmerlnnen) bzw. 12,9 % (bei nichtrentenversicherungspflichtigen Arbeitnehmer-
Innen) fir Renten-, Lebens-, Krankenversicherung, Beitrdge zur Bundesanstalt fur
Arbeit usw. (§ 21 Abs. 2 BAf6G),

— Einkommen-/ Lohnsteuer, Kirchensteuer und Solidaritatszuschlag sowie

— vermobgenswirksame Leistungen (Arbeitnehmerlnnen- und Arbeitgeberlnnenanteil)
nach § 21 Abs. 4 BAf6G.

Private finanzielle Verpflichtungen (zum Beispiel hohe Miete, Schulden, etc.), sowohl
des/der Darlehensnehmerin als auch des Ehegatten, werden bei der Freistellung nach
§ 18a BAf6G grundsatzlich nicht bertcksichtigt! Eine Ausnahme bilden lediglich Unter-
haltspflichten gegenliber dem Ehegatten und den Kindern.

Eventuell vorhandenes Vermdgen spielt als Vermbégenswert bei der Freistellung kei-
ne Rolle. Zinseinklnfte aus vorhandenem Vermégen werden allerdings in voller Hohe
als Einkommen angerechnet.
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Schonbetréage

3.4.2 Schonbetrage
Die ab 1. Oktober 2002 gultige Freistellungsgrenze von 960 EUR erhéht sich ggf. um

e 480 EUR fir den Ehegatten (nicht fir unverheiratete Partnerinnen),
e 435 EUR fir jedes Kind.”

*Welche Kinder - auBer den Kindern des/der Darlehensnehmerln - berlcksichtigt wer-
den, regelt § 25 Abs. 5 BAf6G. Betroffene sollten im Zweifelsfall die Einzelheiten dieser
Bestimmungen genau nachlesen.

Die Schonbetréage gelten in voller H6he nur dann, wenn Ehegatte bzw. Kinder Uber kein
eigenes Einkommen verfugen. Etwaiges Einkommen des Ehegatten bzw. der Kinder
mindern den auf sie entfallenden Schonbetrag, nicht jedoch die Freistellungsgrenze von
960 EUR des/der Darlehensnehmerin (vgl. § 18a Abs. 1 BAf6G). Eheleute kénnen also
nicht auf direktem Wege zur Tilgung des BAf6G-Darlehens ihres Ehegatten herangezo-
gen werden!

Unterhaltsleistungen an einen geschiedenen Ehegatten werden freibetragsméanBig
nicht berlcksichtigt. Unterhaltsleistungen an Kinder kdbnnen unseres Erachtens geltend
gemacht werden, ohne dass sich dadurch der Schonbetrag fur die Kinder mindert.

Die Freistellungsgrenze erhdht sich auBerdem auf besonderen Antrag bei Behinderten
um den Betrag der behinderungsbedingten Aufwendungen nach § 33b des Einkommen-
steuergesetzes (EStG).

Alleinerziehende kénnen auf besonderen Antrag Kinderbetreuungskosten bei der
Freistellung geltend machen bis zur H6he von monatlich 175 EUR fur das erste und je
85 EUR fur jedes weitere Kind. Zu den Kinderbetreuungskosten zéhlen die notwendigen
Aufwendungen fur Dienstleistungen zur Betreuung eines zum Haushalt gehérenden Kin-
des, das das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

3.4.3 Das Freistellungsverfahren

Die Freistellung bedeutet keinen Erlass der Raten, sondern eine zinslose Verschiebung
der Rickzahlung bei gleichbleibender Ratenhdhe. Sie wird laut gegenwértiger Rechtsla-
ge langstens fur einen Zeitraum von insgesamt 10 Jahren gewahrt.

BAf6G-Darlehen sind innerhalb von 20 Jahren, gerechnet ab Ruckzahlungsbeginn,
zurlickzuzahlen. Zeiten der Freistellung hemmen den Ablauf dieser Rlckzahlungsfrist,
sodass Darlehensnehmerlnnen wahrend der Inanspruchnahme der Freistellung keine
Erhéhung ihrer monatlichen Rickzahlungsraten droht.

Ist der Antrag auf Freistellung gestellt, verschickt das Bundesverwaltungsamt in der Re-
gel einen Einkommensermittlungsbogen, der richtig und vollstédndig ausgefullt werden
soll. MaBBgeblich ist nur das tatsachliche oder geschatzte Einkommen im Monat der An-
tragstellung. Die Angaben sind durch entsprechende Unterlagen glaubhaft zu machen,
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Riickzahlungsbedingungen

was auch noch nachtréaglich erfolgen kann. Letztlich entscheidend sind die Feststellun-
gen in den Einkommensteuerbescheiden. Bei schwankendem Einkommen fordert das
BVA nachtraglich Steuerbescheide zur Uberpriifung der gemachten Angaben an - oft
auch noch Jahre nach dem jeweilige Freistellungszeitraum.

Achtung: Solange das BVA keinen Freistellungsbescheid oder eine Mitteilung zuge-
sandt hat, dass Mahnungen der Bundeskasse Dusseldorf als gegenstandslos betrachtet
werden kdénnen, bleiben Darlehensnehmerinnen von Rechts wegen verpflichtet, die falli-
gen Raten weiterhin zu Uberweisen! Ansonsten droht die Gefahr von Mahngebuhren
oder gar Verzugszinsen! Vorsorglich Uberwiesene Raten kénnen gegebenenfalls zurtick-
gefordert werden, wenn dann per Bescheid die Freistellung von der Rlckzahlungsver-
pflichtung (rickwirkend) bewilligt wurde.

Die Freistellung wird per Bescheid in der Regel fir ein Jahr gewéahrt. Gegen den
Freistellungsbescheid kann innerhalb eines Monates nach Zustellung Widerspruch erho-
ben werden.

Einkommenserh6hungen wahrend des Freistellungszeitraumes sollen dem Bundesver-
waltungsamt unverzuglich mitgeteilt werden, eine Verletzung dieser Pflicht kann vom
BVA als Ordnungswidrigkeit nach § 12 Abs. 1 Darlehens-Verordnung mit einem Buf3geld
geahndet werden.

Falls fur den Ehegatten und/oder ein Kind ein Schonbetrag angerechnet wurde, ist
auch eine Einkommenserhéhung des Ehegatten bzw. des Kindes mitzuteilen. Ebenso
sind auch alle anderen Anderungen der fiir die erfolgte Bewilligung einer Freistellung
mafgeblichen Familien- und Einkommensverhélinisse dem BVA mitzuteilen.

Bei Einkommenserhéhungen, durch die die Summe des anrechenbaren Einkommens
den persoénlichen Freibetrag (inklusive aller gewahrten Schonbetrdge) Ubersteigt, wird
der ergangene Bescheid durch das Bundesverwaltungsamt vom Beginn des Monats an
geandert, in dem die Einkommenserh6hung eingetreten ist. Die Freistellung kann dann
ganz oder teilweise wegfallen. Dies gilt auch fur den Fall, dass eine andere ausschlag-
gebende Anderung der Familien- und Einkommensverhdltnisse den persénlichen Frei-
betrag (durch Wegfall eines gewéahrten Schonbetrages) vermindert und so die Summe
des anrechenbaren Einkommens den personlichen Freibetrag tbersteigt.

Ein Antrag auf Freistellung kann sich auch lohnen, wenn dein anrechenbares Einkom-
men Uber der Summe von 960 EUR (ggf. + Schonbetrage) liegt. Das BVA reagiert mit
nach unten abgestuften Raten, wenn das ermittelte Einkommen nur knapp Uber deinem
Freibetrag liegt. Beispiel: Sofern fur dich nur der Freibetrag von 960 EUR gelten und
dein anrechenbares Einkommen zur Zeit 1.010 EUR betragen wirde, wirde deine mo-
natliche Rickzahlungsrate auf 50 EUR festgesetzt werden.

Die Freistellung kann jederzeit wéhrend der Tilgung formlos beantragt werden. Sie
wird seit 1991 gegebenenfalls auch rickwirkend fur lAngstens vier Monate vor dem An-
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tragsmonat gewahrt. Wer in dieser Zeit vorsorglich Raten Uberwiesen hatte, bekommt

sein Geld zurtick. Nach Ablauf des Freistellungszeitraumes muss ein neuer Antrag ge-
stellt werden, wenn eine weitere Freistellung erfolgen soll. Dies gilt auch, wenn sich an
deinen Einkommensverhaltnissen zwischenzeitlich nichts geandert hat.

3.4.4 Kiritik

Die Freistellungsgrenze von derzeit 960 EUR (ggf. + Schonbetrége fur Angehdrige) an-
rechenbarem Einkommen ist zu niedrig angesetzt. Verbindlichkeiten, laufende Belastun-
gen und soziale Umstande von Darlehensnehmerlnnen werden bei der Freistellung von
der Ruckzahlungsverpflichtung - wie gezeigt - nicht bertcksichtigt.

Zum Vergleich: Die zurzeit gultige Pfandungsfreigrenze der Zivilprozessordnung
(ZPO) liegt bei 930 EUR. Zudem wird die Pfandungsfreigrenze zukunftig per Gesetz dy-
namisch jahrlich zum 1. Januar entsprechend der im Vergleich zum jeweiligen Vorjah-
reszeitraum sich ergebenden prozentualen Entwicklung des Grundfreibetrages nach
§ 32 a Abs. 1 Nr. 1 EStG angepasst. Bei den BAf6G-RUlckzahlungsbedingungen ist eine
derartige dynamische Anpassung der Freibetrdge an die steigenden Lebenshaltungs-
kosten noch immer nicht im Gesetz verankert.

Der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages kam bereits in seiner Beschluss-
empfehlung vom 13. April 1994 (BT Drucksache 12/7254) zu dem Schluss

»-.., dass der sozialhilferechtliche Bedarf und der maBgebliche Freibetrag nach
§ 18a BAf6G sich derartig anndhern, dass eine Uberpriifung der Freibetragsgrenzen an-
gezeigt ist. (...) Insbesondere fir Verheiratete, jedoch allein erwerbstétige Darlehens-
nehmer mit Kindern und fir alleinerziehende Darlehensnehmer reichen die Freibetrage
nach dem BAf6G fur die Sicherung eines angemessenen Lebensstandards, wenn die ef-
fektive Belastung durch Miete, Lebenshaltungskosten und die notwendigen Kosten im
Begleitfeld der Erwerbstatigkeit bericksichtigt werden, kaum aus.”

Es bleibt vorerst festzuhalten, dass diese Einschatzung auch noch heute, fast 10
Jahre spéter inre Gultigkeit besitzt.

Besonders problematisch ist die zeitliche Begrenzung der Freistellung auf maximal 10
Jahre. Zum einen werden Darlehensnehmerlnnen, die auch nach 10 Jahren nur Uber
geringe Einkommen verfligen, gezwungen sein, eine zinspflichtige Stundung zu beantra-
gen, zum anderen wird bei anhaltender Zahlungsunfahigkeit die Ratenhéhe (je nach
Darlehenssumme) oft erheblich angehoben werden mussen, damit die Ruckzahlung -
berhaupt innerhalb der vorgeschriebenen Rulckzahlungszeit von 20 Jahren erfolgen
kann. Hier lauert ein soziales Massenproblem, das erst in einigen Jahren deutlich zutage
treten und eine wesentliche Reform der Rlckzahlungsbedingungen erzwingen wird.

Véllig unklar ist zudem, wie mit den Darlehensrestschulden verfahren wird, wenn der
Rickzahlungszeitraum von 20 Jahren abgelaufen ist. Die Gesetzgeberlnnen haben of-
fensichtlich nicht soweit gedacht.
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3.5 Teilerlass wegen Kinderbetreuung

3.5.1 Voraussetzungen

Wenn du ein (eigenes) Kind" bis zu 10 Jahren (einschlieBlich) oder ein behindertes Kind
betreust und erziehst, auBerdem nur ein geringes Einkommen? erzielst und nur unwe-
sentlich® erwerbstatig bist, bekommst du in dieser Zeit auf Antrag die jeweiligen Til-
gungsraten erlassen!

Alle drei genannten Voraussetzungen mussen gleichzeitig erfullt sein, damit der Teiler-
lass wegen Kinderbetreuung nach § 18b BAf6G gewéhrt wird.

YAls Kinder werden auch hier auBer den Kindern der Darlehensnehmerin die ihnen
durch § 2 Abs. 1 des Bundeskindergeldgesetzes Gleichgestellten bertcksichtigt.

?Bezliglich der Hohe des Einkommens gelten der gleiche Einkommensbegriff sowie
die gleichen aktuellen Schonbetrage wie bei der normalen Freistellung.

®Unwesentlich ist eine Erwerbstatigkeit laut § 18b BAf6G, wenn die wochentliche Ar-
beitszeit nicht mehr als 10 Stunden betragt.

3.5.2 Verfahren

Ist der Antrag auf Teilerlass wegen Kinderbetreuung gestellt, entscheidet das Bundes-
verwaltungsamt zunéchst, ob du fir zunachst zwei Jahre wie bei der gewbhnlichen Frei-
stellung nach § 18a BAf6G von der Ruckzahlungsverpflichtung freigestellt wirst.

Der Teilerlass wegen Kinderbetreuung selbst wird erst nachtrédglich, also nach Ab-
lauf der zwei Jahre, durch einen gesonderten Erlassbescheid des Bundesverwaltungs-
amtes gewahrt, und zwar nur fir jeden einzelnen Monat des zuriickliegenden Zeitrau-
mes, in dem alle drei oben genannten Voraussetzungen vorgelegen haben.

Der Teilerlass wegen Kinderbetreuung kann jederzeit formlos wéhrend der Tilgung be-
antragt werden. Er wird inzwischen gegebenenfalls auch rickwirkend fir langstens vier
Monate vor dem Antragsmonat gewéhrt. Es gelten die gleichen Mitteilungspflichten wie
bei der normalen Freistellung (vgl. 3.4.3). Zusétzlich verlangt das BVA von Erwerbstati-
gen Nachweise uber die HOhe der wichentlichen Arbeitszeit.

3.5.3 Kiritik

Obwohl der Teilerlass wegen Kinderbetreuung ohne Zweifel tendenziell eine soziale
Verglnstigung darstellt, gelten aus unserer Sicht auch hier die wesentlichen Kritikpunkte
an der Freistellungsregelung, insbesondere was die derzeitige Hohe der Freibetrage be-
trifft. Deutlich wird hierbei das konservative familienpolitische Ziel der Férderung der Ein-
zelverdienerlnnenehe. Die als Ausgleich fur Alleinerziehende geschaffene Mdglichkeit,
Kinderbetreuungskosten entsprechend § 33 ¢ EStG bei der Freistellung geltend machen
zu koénnen, ist als fur die Betroffenen nicht hinreichend zu bewerten.

Besonders problematisch und unsozial in ihren Auswirkungen ist die erst 1992 er-
folgte Festlegung, dass eine Erwerbstétigkeit nur dann unwesentlich im Sinne des

22



Stundung

BAf6G ist, wenn die wdchentliche Arbeitszeit nicht mehr als 10 Stunden betragt. (Zuvor
galt analog zum Bundeserziehungsgeldgesetz eine Erwerbstéatigkeit von weniger als 19
Stunden als unwesentlich). Dabei durfte dem Bildungsministerium bei der Ausarbeitung
dieser Regelung bekannt gewesen sein, dass sich von einer Beschéftigung von 10 Stun-
den in der Woche im Allgemeinen kein angemessener Lebensunterhalt bestreiten lasst.

Diese Festlegung schlie3t somit sehr viele Darlehensnehmerlnnen vom Teilerlass
wegen Kinderbetreuung aus, die vielleicht gerade wegen der gleichzeitigen Kinderbe-
treuung nur eine schlecht bezahlte Arbeit gefunden haben und deshalb mit ihrem Ein-
kommen unterhalb der Freistellungsgrenze liegen, obwohl sie mehr als 10 Stunden wé-
chentlich arbeiten.

3.6 Stundung (nach § 59 Bundeshaushaltsordnung, BHO)

Die Stundung nach § 59 Bundeshaushaltsordnung (BHO) in Verbindung mit § 7 Darle-
hens-Verordnung ist etwas vollig anderes als eine Freistellung von der Rickzahlungs-
verpflichtung (nach § 18a BAfOG).

Bei einer bewilligten Stundung werden in der Regel Zinsen auf die gestundeten
Betrage fallig!

Der Zinssatz hierflr liegt bei 2 % Uber dem geltenden Basiszinssatz der Européischen
Zentralbank.

Eine Stundung nach § 59 BHO wird nur auf Antrag gewéhrt. Voraussetzung fir eine
Stundung ist, dass die sofortige Einziehung falliger Betrdge (Darlehensraten, Zinsen
etc.) fur den/die Darlehensnehmerln mit erheblichen Hérten verbunden wére, also ernst-
hafte Zahlungsschwierigkeiten bestehen. Diese ernsthaften Zahlungsschwierigkeiten
sind durch Vorlage entsprechender Nachweise hoher Ausgaben bei zu geringem Ein-
kommen und Vermdgen (!) glaubhaft zu machen. Es besteht fur Betroffene kein Rechts-
anspruch auf eine Stundung!

Zwar bietet die Stundung nach § 59 BHO weitergehende Md&glichkeiten, der konkreten fi-
nanziellen Situation des/der Darlehensnehmerln Rechnung zu tragen als die rein an der
Ho6he des anrechenbaren Einkommens orientierte Freistellung. Problematisch bleibt je-
doch die mit einer zu beantragenden Stundung geman § 59 BHO verbundene Zins-
pflicht, weil sich dadurch die Ruckzahlungsverpflichtung der Summe nach erhéht.
Darlehensnehmerinnen mit geringem Einkommen sollten also mdglichst immer erst
eine Freistellung von der Ruckzahlungsverpflichtung nach § 18 a BAf6G beantragen.
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4. Termine und Fragen

4.1 Was zu tun bleibt

Wir kbénnen und durfen leider keine explizite Rechtsberatung bieten. Wir bieten jedoch
Hilfe zur Selbsthilfe durch unsere Informationen, die Allen helfen kénnen, sich gegen-
uber dem Bundesverwaltungsamt oder anderen Institutionen im Antrags-, Widerspruchs-
oder Klageverfahren zu behaupten, da unsere Infos auf den Erfahrungen vieler tausend
Betroffener beruhen, die uns bislang geschrieben haben.

AuBerdem empfehlen wir allen Interessentinnen aus gutem Grund ein Buch wie das
von Ramsauer/Stallbaum (vgl. 4.3). JedeR sollte ihre/seine Rechte kennen!

JedeR kann zudem formlos einen Antrag an den Petitionsausschuss des Bundestages
schicken. (Anschrift: Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages, Platz der Repub-
lik 1, 11011 Berlin).

Ebenso mdéglich sind Briefe an Politikerlnnen aller Parteien bzw. das Bundesministe-
rium fur Bildung und Forschung, in denen Betroffene ihre Situation schildern und gegen
die soziale Ungerechtigkeit der BAf6G-Volldarlehensregelung eindeutig Stellung bezie-
hen. Das garantiert, dass Parlament und Regierungen sich immer wieder offiziell mit
dem Thema beschéaftigen missen.

Melde dich bitte bei uns, wenn du Informationen Uber laufende Klagen, Zeitungsartikel,
offentliche Aktionen hast oder Leute kennst, die bereits 10 Jahre von der Rickzahlungs-
verpflichtung freigestellt sind oder demnéachst sein werden etc. Bei konkreten Anfragen
freuen wir uns Uber beigelegte Kopien von Bescheiden, Urteilen usw. Das hilft uns bei
der Beurteilung des Sachverhaltes und erleichtert uns, dazu Stellung zu nehmen.

Wir versuchen, alle Informationen zu sammeln und auszuwerten, den Kontakt zur
Presse, den Parteien, der GEW, anderen Verbanden und Initiativen, die gegen weitere
Verschlechterungen beim BAfOG juristisch und politisch vorgehen, herzustellen.

Angesichts 800 000 allein von der Volldarlehensregelung ’83 - '90 Betroffener wollen
wir auch in Zukunft auf unsere Schuldenberge aufmerksam machen und dagegen pro-
testieren. Ziel bleibt ein gemeinsamer Informationsstand, um weitere Aktionen zu pla-
nen. Jede Idee und Hilfe ist dabei wichtig, auch deine!

Far Rackfragen, Vorschlage oder Kritik sind wir von der BAFOEGINI Berlin erreichbar

am dritten Mittwoch jedes Monats um 19:00 Uhr
im Statthaus Bocklerpark, PrinzenstraBBe 1, 10969 Berlin (Kreuzberg).

Ganz wichtig bei unseren Aktivitaten sind Spenden fur Kopien, Porto, Telefonate etc!
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Mitgliedschaft

Die BAFOEGINI im Internet:
http://www.bafoegini.de

E-Mail: kontakt@bafoegini.de

4.2 Mitgliedschaft

Die Berliner Initiative gegen BAf6G-Volldarlehensregelung ist ein (nicht eingetragener)
Verein. Wir informieren alle Mitglieder Uber neue Entwicklungen durch aktuelle Infos,
wenn uns auf das unten angegebene Konto eine Mindestspende Uberwiesen wurde.

e Fur ,passive‘ Mitglieder (Berlin und Rest der Welt; ohne Stimmrecht) betragt der
Mindestspendenbeitrag 3 EUR pro Kalenderjahr. Es entstehen keinerlei Verpflich-
tungen.

e Fur Férdermitglieder (juristische und nattrliche Personen; ohne Stimmrecht) betragt
der Mindestspendenbeitrag 24 EUR pro Kalenderjahr. Es entstehen ebenfalls keine
Verpflichtungen.

Eine ,passive’ oder ,Férder'mitgliedschaft schlie3t die Mitarbeit in unserer Initiative nicht
aus! Wer Berlinerln ist und dartiber hinaus im Verein aktiv sein will, kann eine ,aktive*
Mitgliedschaft (mit Stimmrecht) nach gegenseitigem Kennenlernen auf Antrag erhalten.
Der Jahresbeitrag daflr betragt 2,50 EUR und ist erst nach Aufnahme in den Verein zu
uberweisen.

Spenden gelten als Mitgliedsantrag, wenn auf der Uberweisung das Kennwort ,PASSIV*
oder ,FORDER", sowie dein Name und deine Adresse angegeben sind. Nur wer Name
und Anschrift gut lesbar (unter ,Verwendungszweck®) auf seinen Uberweisungstrager
schreibt geht sicher, von uns auch Infos zu bekommen!

Alle Spenderinnen erhalten die aktuelle Ausgabe unserer Informationsschrift VOLL
DARLEHEN! Die Mitgliedschaft bestatigen wir durch Zusendung unserer Satzung.

Bestéatigungen zur Vorlage beim Finanzamt kénnen wir nicht ausstellen, denn unser
Verein hat nicht den Status ,gemeinnitzig“.

Konto: BAFOEGINI, Kontonummer 0363614107,
BLZ 100 100 10, Postbank Berlin
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Termine und Fragen

4.3 Literatur:

Ramsauer/Stallbaum: Mein Recht auf BAf6G. (Kapitel X und XI). 3. Auflage, Minchen
1997. (dtv 5283, Beck-Rechtsberater, 9,15 EUR).

BAf6G 2002/2003: GEW-Handbuch fir Schilerinnen und Schiler, Studentinnen und

Studenten. (Mit Gesetzestexten). 19. Auflage, Marburg 2002. (Schuren Presseverlag,
12,80 EUR).

Weitere Materialien der BAFOEGINI zur BAf6G-Volldarlehensregelung

¢ Eine Auswahl relevanter Urteile zum BAf6G-Volldarlehen ’83 - '90
Liste - mit Aktenzeichen und Stichworten zum Urteilstenor.

e Voll Darlehen! (Informationsschrift)
Nr. 1 (12/94, Themen: Petitionsausschu3-Empfehlung, 17. BAf6G-AndG, Interna)

Nr. 2 (12/95, Themen: BAf6G-Darlehen/Steuern, 17. BAf6G-AndG, Vereinsinterna)
Nr. 3 (12/96, Themen: 1. BVerfG-Urteil, 18. BAf6G-Novelle, Vereinsinterna)

Nr. 4 (12/97, Themen: BAf6G-Darlehen Steuern, 18. BAf6G-AndG, Vereinsinterna)
Nr. 5 (02/98, Themen: 2. BVerfG-Urteil, 19. BAf6G-AndG, BAf6G-Darl./Steuern)
Nr. 6 (12/98, Themen: Umfrageergebnis, 19. BAf6G-AndG, BAf6G-Darl./Steuern)
Nr. 7 (12/99, Themen: Die Neue Insolvenzordnung, 20. BAf6G-Novelle)

Nr. 8 (12/00, Themen: 10 Jahre Freistellung, Entwurf Af6RG )

Nr. 9 (04/01, Thema: Das Ausbildungsférderungsreformgesetz, Af6RG)

Nr. 10 (12/01, Thema: Die Euro-Umstellung bei der Darlehensrickzahlung)

Die Materialien der BAFOEGINI zur BAf6G-Volldarlehensregelung kénnen Uber unsere
Postadresse Postfach 41 02 63, 12112 Berlin oder Uber unsere E-Mail-Adresse
kontakt@bafoegini.de bei uns angefordert werden; sie werden dann kostenlos zuge-
sandt. Bei Bestellungen per E-Mail bitte nicht vergessen, Name und Anschrift anzuge-
ben, an die wir die Infos schicken sollen!
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Beilage zur 7. Auflage der Broschiire (Stand Oktober 2002)

Anderungen bei der Riickzahlungsrate, der Freistellungsgrenze
und allen anderen Freibetragen durch das Ausbildungsforde-

rungsreformgesetz (AfoRG) ab 1. April 2001

Betrag ab Betrag ab Betrag ab

01.04.2001 01.01.2002 01.10.2002
Hbéhe der monatlichen
Rickzahlungsrate 200 DM 102,26 EUR 105 EUR
Freibetrag fur den/die
Darlehensnehmerin 1.840 DM 940,78 EUR 960 EUR
Freibetrag fur den Ehe-
gatten 920 DM 470,39 EUR 480 EUR
Freibetrag fur jedes Kind

830 DM 424,37 EUR 435 EUR

Kinderbetreuungsfreibe-
trag bei Alleinerziehen-
den fir das 1. Kind 335 DM 171,28 EUR 175 EUR
Kinderbetreuungsfreibe-
trag bei Alleinerziehen-
den fur weitere Kinder 165 DM 84,36 EUR 85 EUR
Kosten fur Anschriftener-
mittlung 50 DM 25,56 EUR 25 EUR




	Impressum
	Erstinformation
	Inhalt
	1. Einführung
	1.1 Das Volldarlehen 1983 - 1990
	1.2 Juristischer Protest
	1.3 Stand und Ausblick

	2. Feststellungs- und Rückzahlungsbescheid
	2.1 Das Bundesverwaltungsamt
	2.2 Teilerlasse
	2.2.1 Teilerlass für die Jahrgangsbesten

	2.3 Rechtsbehelfsverfahren
	Formschreiben A

	2.4 Zahlung unter Vorbehalt bei Volldarlehen
	Formschreiben B

	2.5 Vorzeitige Rückzahlung?
	Webseiten des BVA

	2.6 Darlehensrückzahlung und Steuern

	3. Rückzahlungsbedingungen
	3.1 Rückzahlungsbeginn
	3.2 Einzugsermächtigung
	3.3 Zahlungsverzug
	3.4 Freistellung von der Rückzahlungsverpflichtung
	3.4.1 Der Einkommensbegriff
	3.4.2 Schonbeträge
	3.4.3 Das Freistellungsverfahren
	3.4.4 Kritik

	3.5 Teilerlass wegen Kinderbetreuung
	3.5.1 Voraussetzungen
	3.5.2 Verfahren
	3.5.3 Kritik

	3.6 Stundung

	4. Termine und Fragen
	4.1 Was zu tun bleibt
	Treffpunkt Berlin
	Die BAFOEGINI im Internet:

	4.2 Mitgliedschaft
	Kontoverbindung

	4.3 Literatur

	Beilage zur 7. Auflage

